Deutscher Bundestag 
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Drucksache 10/3495 


18. 06. 85 


Sachgebiet 811 


Beschlußempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Arbeit und Sozialordnung (11. Ausschuß) 


zu dem von den Abgeordneten Dr. George, Straßmeir, Lemmrich, Jagoda, 
Keller, Hinsken, Günther, Pfeffermann, Bühler (Bruchsal), Milz, Hanz (Dahlen) 
und der Fraktion der CDU/CSU sowie der Abgeordneten Hoffie, 

Frau Dr. Adam-Schwaetzer, Kohn, Cronenberg (Arnsberg), Frau Dr. Segall, 
Eimer (Fürth) und der Fraktion der FDP eingebrachten 


Entwurf eines Gesetzes zur Erweiterung der unentgeltlichen Beförderung 
Schwerbehinderter im öffentlichen Personenverkehr 
— Drucksache 10/3218 — 


A. Problem 

Die unentgeltliche Beförderung Schwerbehinderter im öffent- 
lichen Personenverkehr ist durch das Haushaltsbegleitgesetz 
1984 eingeschränkt worden. Durch die Neuordnung sind Här- 
ten aufgetreten. 


B. Lösung 

Zur Milderung solcher Härten sind folgende Regelungen vor- 
gesehen: 

— Die Gehörlosen und Hilflosen, die in ihrer Bewegungsfä- 
higkeit im Straßenverkehr nicht erheblich beeinträchtigt 
sind, sollen in den berechtigten Personenkreis einbezogen 
werden. 

— Es soll die Möglichkeit geschaffen werden, die Eigenbetei- 
ligung von 120 DM jährlich in Teilbeträgen zu bezahlen. 

— Die begünstigte Beförderung Schwerbehinderter soll im 
Nahbereich auch wieder mit Eisenbahnen möglich sein. 

Einmütigkeit im Ausschuß bei Stimmenthaltung der Mitglie- 
der der Fraktion DIE GRÜNEN. 
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C. Alternativen 

Die Fraktion der SPD hatte den Wegfall der Eigenbeteiligung 
an den Kosten der unentgeltlichen Beförderung sowie Verbes- 
serungen für Behinderte im Kraftfahrzeugsteuergesetz bean- 
tragt. 

Der Bundesrat hatte in seiner Stellungnahme zum Gesetzent- 
wurf der Bundesregierung eines Ersten Gesetzes zur Ände- 
rung des Schwerbehindertengesetzes — Drucksache 10/3138 
— vorgeschlagen, die Gültigkeitsdauer der an bestimmte 
Gruppen Schwerbehinderter auszugebenden Wertmarken auf 
zwei Jahre zu verlängern. 


D. Kosten 

Gegenüber dem Entwurf erhöhen sich die Kosten durch die 
Annahme der Änderungsanträge der Fraktionen der CDU/ 
CSU und FDP sowie der Fraktion der SPD zur Ausgabe von 
unentgeltlichen Wertmarken für Heimbewohner um 1,0 bis 1,2 
Mio. DM jährlich ab 1986 für den Bund und für die Länder um 
2,0 bis 2,4 Mio. DM. Ihnen stehen Einsparungen durch die auf 
den Änderungsantrag der Fraktionen der CDU/CSU und FDP 
zurückgehende Neufassung der Vorschrift über die Erstattung 
der Eigenbeteiligung vor Ablauf der Gültigkeitsdauer in Höhe 
von 0,5 bis 1,0 Mio. DM jährlich ab 1986 für den Bund und für 
die Länder in Höhe von 1,0 bis 2,0 Mio. DM gegenüber, die 
darauf beruhen, daß sich durch Rückgabe der Wertmarke der 
Erstattüngsanspruch der Verkehrsunternehmer mindert. Es 
ergeben sich somit unter Berücksichtigung der Beschlüsse 
des Ausschusses, die nur geringfügige Mehraufwendungen 
bedeuten, folgende Gesamtkosten: 


Mio. DM 

1986 

1987 

1988 

Bund 

98 

88 

94 

Länder 

4,8 

6,0 

6,0 
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Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 10/3218 — in der aus der anliegenden Zusam- 
menstellung ersichtlichen Fassung anzunehmen. 

Bonn, den 12. Juni 1985 

Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 

Glombig Louven 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des Entwurfs eines Gesetzes zur Erweiterung der unentgeltlichen Beförderung 
Schwerbehinderter im öffentlichen Personenverkehr 
— Drucksache 10/3218 — 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Arbeit und Sozialordnung (11. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes zur Erweiterung 
der unentgeltlichen Beförderung 
Schwerbehinderter im öffentlichen 
Personenverkehr 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel 1 

Änderung des Schwerbehindertengesetzes 

Das Schwerbehindertengesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 8. Oktober 1979 (BGBl. I 
S. 1649), zuletzt geändert durch Artikel 20 des Ge- 
setzes vom 22. Dezember 1983 (BGBl. I S. 1532), wird 
wie folgt geändert: 

1. § 57 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Schwerbehinderte, die infolge ihrer Behin- 
derung in ihrer Bewegungsfähigkeit im Stra- 
ßenverkehr erheblich beeinträchtigt oder 
hilflos oder gehörlos sind, sind von Unterneh- 
mern, die öffentlichen Personenverkehr be- 
treiben, gegen Vorzeigen eines entsprechend 
gekennzeichneten Ausweises nach § 3 Abs. 5 
im Nahverkehr im Sinne des § 59 Abs. 1 un- 
entgeltlich zu befördern; das Recht zur un- 
entgeltlichen Beförderung entbindet nicht 
von der Zahlung eines tarifmäßigen Zu- 
schlags bei der Benutzung zuschlagpflichti- 
ger D-Züge “ 

b) Satz 3 wird durch folgende Sätze ersetzt: 

„Sie wird gegen Entrichtung eines Betrages 
von 120 Deutsche Mark für ein Jahr oder 
60 Deutsche Mark für ein halbes Jahr ausge- 
geben. Wird sie vor Ablauf der Gültigkeits- 
dauer zurückgegeben, ist in Härtefällen auf 
Antrag für jeden vollen Kalender monat nach 
Rückgabe ein Betrag von 10 Deutsche Mark 
zu erstatten.“ 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes zur Erweiterung 
der unentgeltlichen Beförderung 
Schwerbehinderter im öffentlichen 
Personenverkehr 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Änderung des Schwerbehindertengesetzes 

Das Schwerbehindertengesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 8. Oktober 1979 (BGBl. I 
S. 1649), zuletzt geändert durch Artikel 20 des Ge- 
setzes vom 22. Dezember 1983 (BGBl. I S. 1532), wird 
wie folgt geändert: 

1. § 57 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 
a) unverändert 


b) Satz 3 wird durch folgende Sätze ersetzt: 

„Sie wird gegen Entrichtung eines Betrages 
von 120 Deutsche Mark für ein Jahr oder 
60 Deutsche Mark für ein halbes Jahr ausge- 
geben. Wird sie vor Ablauf der Gültigkeits- 
dauer zurückgegeben, ist auf Antrag für je- 
den vollen Kalendermonat ihrer Gültigkeit 
nach Rückgabe ein Betrag von 10 Deutsche 
Mark zu erstatten, sofern der zu erstattende 
Betrag 30 Deutsche Mark nicht unterschrei- 
tet.“ 
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Entwurf 

c) Im bisherigen Satz 4 werden die Worte „Sie 
wird auf Antrag“ durch die Worte „Auf An- 
trag wird eine für ein Jahr gültige Wertmar- 
ke“ ersetzt 


d) Im bisherigen Satz 7 werden die Worte 
„3 und 4“ durch die Worte „3 bis 5“ ersetzt. 

2. § 59 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Nummer 1 werden die Worte „sowie 
mit Verkehrsmitteln, die auf derselben 
Strecke teils als Eisenbahn, teils als 
Straßenbahn genehmigt sind“ gestri- 
chen. 

bb) Nach Nummer 3 werden folgende Num- 
mern eingefügt: 

„4. Eisenbahnen in der 2. Wagenklasse in 
Zügen und auf Strecken und Strek- 
kenabschnitten, die in ein von mehre- 
ren Unternehmern gebildetes, mit 
den unter den Nummern 1, 2 oder 7 
genannten Verkehrsmitteln zusam- 
menhängendes Liniennetz mit ein- 
heitlichen oder verbundenen Beförde- 
rungsentgelten einbezogen sind, 

5. der Deutschen Bundesbahn in der 
2. Wagenklasse in Nahverkehrs-, Eil- 
und D-Zügen im Umkreis von 50 km 
um den Wohnsitz oder gewöhnlichen 
Aufenthalt des Schwerbehinderten, 

6. sonstigen Eisenbahnen des öffentli- 
chen Verkehrs im Sinne der §§ 1 und 
2 des Allgemeinen Eisenbahngeset- 
zes in der 2. Wagenklasse auf Strek- 
ken, bei denen die Mehrzahl der Be- 
förderungen eine Strecke von 50 km 
nicht übersteigt,“. 

b) In Absatz 3 werden nach der Zahl „2“ ein 
Komma und die Zahl „6“ eingefügt 

3. In § 60 Abs. 4 Satz 2 Nr. 1 werden am Ende das 
Komma durch ein Semikolon ersetzt und fol- 
gende Halbsätze angefügt: „Wertmarken mit ei- 
ner Gültigkeitsdauer von einem halben Jahr 
werden zur Hälfte, zurückgegebene Wertmarken 
für jeden vollen Kalendermonat vor Rückgabe 
zu einem Zwölftel gezählt,“. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 

c) Der bisherige Satz 4 wird wie folgt geändert: 

aa) Die Worte „Sie wird auf Antrag“ werden 
durch die Worte „Auf Antrag wird eine 
für ein Jahr gültige Wertmarke“ ersetzt. 

bb) Nummer 2 erhält folgende Fassung: 

„2. die Arbeitslosenhilfe oder für den Le- 
bensunterhalt laufende Leistungen 
nach dem Bundessozialhilfegesetz, 
dem Jugendwohlfahrtsgesetz oder 
den §§ 27 a und 27 d des Bundesver- 
sorgungsgesetzes erhalten oder“. 

d) unverändert 


2. unverändert 


3. unverändert 
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Entwurf 

4. § 62 wird wie folgt geändert: 

a) Nach Absatz 2 a wird folgender Absatz einge- 
fügt: 

„(2 b) Unternehmer, soweit sie Nahverkehr 
im Sinne des § 59 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 bis 6 
betreiben, erhalten auf Antrag im Kalender- 
jahr 1986 am 15. Februar, 15. Juli und 15. No- 
vember Vorauszahlungen in Höhe von je 20 
vom Hundert des zuletzt für ein Jahr nach 
dem bis zum 31. März 1984 geltenden Recht 
für die unentgeltliche Beförderung im Nah- 
verkehr festgesetzten Erstattungsbetrages.“ 

b) In Absatz 5 wird der Punkt durch ein Semi- 
kolon ersetzt und folgender Halbsatz ange- 
fügt: 

„für den Nahverkehr der Deutschen Bundes- 
bahn im Sinne des § 59 Abs. 1 Satz 1 Nr. 5 
bestimmt sich dieser Teil nach dem Anteil 
der Zugkilometer, die mit Nahverkehrszügen 
der Deutschen Bundesbahn auf den Strecken 
im jeweiligen Land erbracht werden.“ 

5. In § 63 Abs. 2 wird folgender Satz angefügt: 

„Wertmarken mit einer Gültigkeitsdauer von ei- 
nem halben Jahr werden zur Hälfte, zurückgege- 
bene Wertmarken für jeden vollen Kalendermo- 
nat vor Rückgabe zu einem Zwölftel gezählt.“ 

6. In § 64 Satz 1 Nr. 2 werden nach dem Wort 
„Wertmarken“ ein Komma und die Worte „unter- 
teilt nach der jeweiligen Gültigkeitsdauer,“ ein- 
gefügt. 

Artikel 2 

Änderung der Ausweisverordnung 
Schwerbehindertengesetz 

(1) Die Ausweisverordnung Schwerbehinderten- 
gesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 
3. April 1984 (BGBl. I S. 509) wird wie folgt geän- 
dert: 

1. § 3 a wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 werden die Worte „Wertmarke, 
für die ein Betrag von 120 DM zu entrich- 
ten ist“ durch die Worte „entgeltliche 
Wertmarke“ ersetzt. 

bb) Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„Auf die Wertmarke werden eingetragen 
das Jahr und der Monat, von dem an die 
Wertmarke gültig ist, sowie das Jahr und 
der Monat, in dem ihre Gültigkeit ab- 
läuft“ 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 
4. unverändert 


5. unverändert 


6. unverändert 


Artikel 2 

Änderung der Ausweisverordnung 
Schwerbehindertengesetz 

(1) Die Ausweisverordnung Schwerbehinderten- 
gesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 
3. April 1984 (BGBl. I S. 509) wird wie folgt geän- 
dert: 

1. § 3a wird wie folgt geändert: 
a) unverändert 
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Entwurf 

b) Nach Absatz 4 wird folgender Absatz ange- 
fügt: 

„(5) Bis zum 30. Juni 1985 ausgegebene Bei- 
blätter und Wertmarken behalten ihre Gül- 
tigkeit.“ 

2. § 7 wird wie folgt geändert: 

a) Der bisherige Text wird Absatz 1. 

b) Nach Absatz 1 wird folgender Absatz ange- 
fügt: 

„(2) Zum Ausweis mit orangefarbenem Flä- 
chenaufdruck ist ein von der Deutschen Bun- 
desbahn unter Zugrundelegung des § 2 des 
Güterkraftverkehrsgesetzes und der zu sei- 
ner Durchführung erlassenen Vorschriften 
aufgestelltes, für den Wohnsitz oder gewöhn- 
lichen Aufenthalt des Ausweisinhabers maß- 
gebendes Streckenverzeichnis nach dem in 
der Anlage abgedruckten Muster 6 auszuhän- 
digen. Das Streckenverzeichnis ist mit einem 
fälschungssicheren halbseitig orangefarbe- 
nen Flächenaufdruck gekennzeichnet. Bis 
zum 31. Dezember 1983 ausgehändigte Strek- 
kenverzeichnisse sind gültig.“ 

3. Die Muster 2, 3 und 4 erhalten die in der Anlage 
zu diesem Gesetz abgedruckte Fassung. Nach 
Muster 5 wird das in der Anlage zu diesem Ge- 
setz abgedruckte Muster 6 angefügt. 

(2) Der auf Absatz 1 beruhende Teil der Ausweis- 
verordnung Schwerbehindertengesetz kann auf- 
grund der einschlägigen Ermächtigungsvorschrif- 
ten des Schwerbehindertengesetzes in Verbindung 
mit diesem Absatz durch Rechtsverordnung geän- 
dert werden. 

Artikel 3 

Berlin- Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes auch im Land 
Berlin. Rechtsverordnungen, die aufgrund dieses 
Gesetzes erlassen werden, gelten im Land Berlin 
nach § 14 des Dritten Überleitungsgesetzes. 

Artikel 4 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am ersten Tage des auf die 
Verkündung folgenden dritten Kalendermonats in 
Kraft. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 

b) Nach Absatz 4 wird folgender Absatz ange- 
fügt: 

„(5) Bis zum . . . 1985 *) ausgegebene Bei- 
blätter und Wertmarken behalten ihre Gül- 
tigkeit.“ 

2. unverändert 


3. unverändert 


Artikel 3 
unverändert 


Artikel 4 
unverändert 


) Datum des Inkrafttretens dieses Gesetzes 
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Beschlüsse des 11. Ausschusses 


Anlage 
Muster 2 


r n 

Beiblatt zum Ausweis des Versorgungsamtes 

Az ■ 

. .... Raum für Wertmarke oder 

Der Inhaber dieses Beiblattes ist im öffentlichen Personenverkehr Bescheinigung des Finanzamtes 

(§ 57 Abs. 1 Sätze 1 und 2 SchwbG) unentgeltlich zu befördern, sofern 

das nebenstehende Feld mit einer Wertmarke versehen ist, und zwar 
für den Zeitraum, der auf der Wertmarke eingetragen ist. 

Der Ausweisinhaber ist in seiner Bewegungsfähigkeit im Straßenver- 
kehr erheblich beeinträchtigt (§ 58 Abs. t des SchwbG in der ab 
1. April 1984 geltenden Fassung). 


Herrn/Frau 


L J 

Gilt nur in Verbindung mit dem gültigen Ausweis 


L 


J 


Muster 3 


Weltmarke 


Gültig ab: 

fr”'-' 

' !— . 


Gültig bis: 

* • 

»_ _ _ _* 



Muster 4 


Wertmarke 


Gültig ab: 


Gültig bis: 
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Beschlüsse des 11. Ausschusses 


Muster 6 


(Vorderseite) 

r 

Bundesbahn-Streckenverzeichnis 

(zu § 59 Abs. 1 Nr. 5 des Schwerbehindertengesetzes - SchwbG) 

im Umkreis von 50 km um 

(Gemeinde) 


1 


Der Inhaber des Ausweises Az.: mit Wohnsitz oder gewöhnlichem 

Aufenthalt in der vorstehend genannten Gemeinde wird von der Deutschen Bundesbahn im Schienenver- 
kehr gegen Vorzeigen des Ausweises und des mit einer gültigen Wertmarke versehenen Beiblattes in 
Nahverkehrs-, Eil- und D-Zügen in der 2. Wagenklasse auf folgenden Strecken zwischen den nachstehend 
genannten Bahnhöfen unentgeltlich befördert (bei Benutzung zuschlagpflichtiger D-Züge ist der tarifmä- 
ßige Zuschlag zu zahlen): 


Strecke Nr. 

zwischen 

und 

Strecke Nr. 

zwischen 

und 

Strecke Nr. 

zwischen 

und 

Strecke Nr. 

zwischen 

und 

Strecke Nr. 

zwischen 

und 

Strecke Nr. 

zwischen 

und 

Strecke Nr. 

zwischen 

und 

Strecke Nr. 

zwischen 

und 

Strecke Nr. 

zwischen 

und 

Strecke Nr. 

zwischen 

und 

Strecke Nr. 

zwischen 

und 


L 

(Rückseite) 

r 


Strecke Nr. 

zwischen 

und 

Strecke Nr. 

zwischen 

und 

Strecke Nr. 

zwischen 

und 

Strecke Nr. 

zwischen 

und 

Strecke Nr. 

zwischen 

und 

Strecke Nr. 

zwischen 

und 

Strecke Nr. 

zwischen 

und 

Strecke Nr. 

zwischen 

und 

Strecke Nr. 

zwischen 

und 

Strecke Nr. 

zwischen 

und 

Strecke Nr. 

zwischen 

und 

Strecke Nr. 

zwischen 

und 

Strecke Nr. 

zwischen 

und 

Strecke Nr. 

zwischen 

und 

Strecke Nr. 

zwischen 

und 


(unabhängig hiervon und vom 50-km-Umkreis auch mit S-Bahnen und im Verkehrsverbund) 


J 

n 


Bei Änderung des Wohnsitzes oder des gewöhnlichen Aufenthaltes ist dieses Verzeichnis dem für den 
neuen Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt zuständigen Versorgungsamt zum Zwecke der Einziehung 
und der Aushändigung eines neuen Streckenverzeichnisses vorzulegen. Die mißbräuchliche Verwendung 
des Streckenverzeichnisses ist strafbar. 


L 


J 
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Bericht des Abgeordneten Louven 


i. 

Der Deutsche Bundestag hat den von den Abgeord- 
neten Dr. George, Straßmeir, Lemmrich, Jagoda, 
Keller, Hinsken, Günther, Pfeffermann, Bühler 
(Bruchsal), Milz, Hanz (Dahlen) und der Fraktion 
der CDU/CSU sowie der Abgeordneten Hoffie, Frau 
Dr. Adam-Schwaetzer, Kohn, Cronenberg (Arns- 
berg), Frau Dr. Segall, Eimer (Fürth) und der Frak- 
tion der FDP eingebrachten Entwurf eines Gesetzes 
zur Erweiterung der unentgeltlichen Beförderung 
Schwerbehinderter im öffentlichen Personenver- 
kehr — Drucksache 10/3218 — in seiner 136. Sit- 
zung am 26. April 1985 in erster Lesung beraten. 
Der Gesetzentwurf ist federführend an den Aus- 
schuß für Arbeit und Sozialordnung, an den Aus- 
schuß für Verkehr zur Mitberatung und an den 
Haushaltsausschuß mitberatend und gemäß § 96 
GO überwiesen worden. 

Der Ausschuß für Verkehr hat den Gesetzentwurf 
am 15. Mai 1985 beraten. Er schlägt einmütig die 
Annahme des Gesetzentwurfs sowie zur Klarstel- 
lung folgende Fassung des Eingangssatzes des Mu- 
sters 6 in der Anlage zum Gesetzentwurf vor: 

„Der Inhaber des Ausweises Az.:. . . mit Wohnsitz 
oder gewöhnlichem Aufenthalt in der vorstehend 
genannten Gemeinde wird von der Deutschen 
Bundesbahn im Schienenverkehr gegen Vorzei- 
gen des Ausweises und des mit einer gültigen 
Wertmarke versehenen Beiblattes in Nahver- 
kehrs-, Eil- und D-Zügen in der 2. Wagenklasse 
auf folgenden Strecken zwischen den nachste- 
hend genannten Bahnhöfen unentgeltlich beför- 
dert (bei Benutzung zuschlagspflichtiger D-Züge 
ist der tarifmäßige Zuschlag zu zahlen).“ 

Der Haushaltsausschuß hat dem Gesetzentwurf am 
12. Juni 1985 einvernehmlich zugestimmt. Er wird 
dem Deutschen Bundestag gemäß § 96 GO geson- 
dert berichten. 

Der federführende Ausschuß für Arbeit und Sozial- 
ordnung ist den Vorschlägen der mitberatenden 
Ausschüsse gefolgt. 

Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung hat 
den Gesetzentwurf in seiner 62. Sitzung am 20. Mai 
1985 und abschließend in seiner 65. Sitzung am 
12. Juni 1985 in Berlin beraten und mit den gegen- 
über dem Entwurf in der aus der Zusammenstel- 
lung ersichtlichen Änderungen angenommen. 

In der Schlußabstimmung des federführenden Aus- 
schusses wurde die Annahme des Gesetzentwurfs 
— Drucksache 10/3218 — in der geänderten Fas- 
sung mit den Stimmen der Mitglieder der Fraktio- 
nen der CDU/CSU und FDP sowie der Fraktion der 
SPD bei Stimmenthaltung der Mitglieder der Frak- 
tion DIE GRÜNEN empfohlen. Die Abstimmung zu 
den einzelnen Vorschriften verlief überwiegend 


einstimmig, teilweise gab es Gegenstimmen und 
Enthaltungen. 


II. 

Der Entwurf sieht in seinem Schwerpunkt vor, die 
Gehörlosen und Hilflosen, die in ihrer Bewegungs- 
fähigkeit im Straßenverkehr nicht erheblich beein- 
trächtigt sind, in den berechtigten Personenkreis 
einzubeziehen, die Möglichkeit zu schaffen, die Ei- 
genbeteiligung von 120 DM jährlich in Teilbeträgen 
zu bezahlen und die unentgeltliche Beförderung 
auch mit Eisenbahnen im Nahverkehrsbereich zu 
ermöglichen. 

Die Einbeziehung der Gehörlosen in den berechtig- 
ten Personenkreis ist zur Vermeidung einer gesell- 
schaftlichen und sozialen Isolierung Gehörloser ge- 
boten und wird der Situation dieser Schwerbehin- 
derten gerecht, die in besonderem Maße auf Kom- 
munikation mit anderen gleichartig Behinderten 
angewiesen sind. Die Ausweitung der Begünstigung 
auf hilflose Schwerbehinderte, auch wenn sie nicht 
gehbehindert sind, folgt dem Konzept der Neurege- 
lung der Kraftfahrzeugsteuerbefreiung von 1984. 

Das Haushaltsbegleitgesetz 1984 hat grundsätzlich 
die Freifahrt mit öffentlichen Verkehrsmitteln vom 
Erwerb einer für ein Jahr gültigen Wertmarke für 
120 DM abhängig gemacht; diese Summe ist nach 
geltendem Recht in einem Betrag zu entrichten. 
Für manche Behinderte führt dies zu Härten, so 
daß der Entwurf auch die Möglichkeit zum Erwerb 
einer ein halbes Jahr gültigen Wertmarke zum 
Preis von 60 DM vorsieht. 

Die vorgeschlagene Einbeziehung der Eisenbahnen 
(einschließlich D-Züge) in die unentgeltliche Beför- 
derung im Umkreis von 50 km um den Wohnort des 
Berechtigten soll insbesondere der Situation der 
auf dem Lande lebenden Behinderten Rechnung 
tragen. 


III. 

Die Fraktion der SPD begrüßte zwar grundsätzlich 
die mit dem Gesetzentwurf angestrebte Rück- 
nahme von mit dem Haushaltsbegleitgesetz 1984 
wirksam gewordenen Verschlechterungen bei der 
unentgeltlichen Beförderung Schwerbehinderter im 
öffentlichen Personenverkehr, machte aber auch 
deutlich, daß der Entwurf insgesamt unzureichend 
sei, da er nicht alle Kürzungsmaßnahmen in diesem 
Bereich zurücknehme. Dies sei auch nicht — wie 
von den Mitgliedern der Fraktionen der CDU/CSU 
und FDP mehrfach betont — auf den engen Finanz- 
rahmen zurückzuführen, sondern eine Frage der 
politischen Prioritäten. Dieser Auffassung schloß 
sich die Fraktion DIE GRÜNEN ausdrücklich an. 
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Eingehend erörterte der Ausschuß den Verwal- 
tungsaufwand, der mit der Teilzahlungsmöglichkeit 
für die Wertmarke verbunden ist. Es wurde auch 
die Frage geprüft, ob eine vierteljährliche Raten- 
zahlung sinnvoll oder ob den Berechtigten die Zah- 
lung bis zur Mitte des im Gesetzentwurf vorgesehe- 
nen Halbjahreszeitraums gestundet werden könnte, 
was wirtschaftlich einer Quartalszahlung entspre- 
che. Dabei wurde festgestellt, daß der Verwaltungs- 
aufwand, der bei Ausgabe der Wertmarke entsteht, 
sich grundsätzlich bei Verkürzung der Gültigkeits- 
dauer dieser Wertmarke erhöht, auch wenn nicht 
alle Berechtigten die Möglichkeit zum Erwerb von 
Halbjahresmarken nutzen. Der Ausschuß nahm zur 
Kenntnis, daß dieser Verwaltungsaufwand derzeit 
auf Bundesebene nicht zu quantifizieren ist. Für 
Berlin, wo derzeit auch Halbjahreswertmarken aus- 
gegeben werden, wurden die Verwaltungskosten 
mit ca. 300 000 DM jährlich angegeben, wovon ca. 
50 000 DM auf die Halbjahreswertmarken entfal- 
len. 

Ein Antrag der Fraktion der SPD, die mit dem 
Haushaltsbegleitgesetz eingeführte Eigenbeteili- 
gung an den Kosten der unentgeltlichen Beförde- 
rung zu streichen, wurde mit den Stimmen der Mit- 
glieder der Fraktion der CDU/CSU gegen die Stim- 
men der Mitglieder der Fraktion der SPD und der 
Fraktion DIE GRÜNEN abgelehnt. Die Fraktion der 
SPD begründete diesen Antrag damit, daß die Ei- 
genbeteiligung systemfremd sei und bei der Mehr- 
zahl der Betroffenen zu unvertretbaren Härten füh- 
re. Die Ausgestaltung der unentgeltlichen Beförde- 
rung Schwerbehinderter im öffentlichen Personen- 
verkehr als tatsächliche Freifahrt sei im übrigen 
geeignet, den bisherigen mit der Ausgabe der Wert- 
marke verbundenen Verwaltungsaufwand fortfal- 
len zu lassen. 

Die Mitglieder der Fraktion der CDU/CSU lehnten 
den Antrag unter Hinweis auf die weiteren Konsoli- 
dierungsnotwendigkeiten im Bundeshaushalt ab. 

Ein weiterer Antrag der Fraktion der SPD auf Än- 
derung des Kraftfahrzeugsteuergesetzes wurde mit 
den Stimmen der Mitglieder der Fraktionen der 
CDU/CSU und FDP gegen die Stimmen der Mitglie- 
der der Fraktion der SPD sowie der Fraktion DIE 
GRÜNEN unter Hinweis auf die Haushaltssituation 
abgelehnt. Die Fraktion der SPD begründete diesen 
Antrag damit, daß dies zur Gewährung eines adä- 
quaten Nachteilsausgleichs für diejenigen Behin- 
derten, die wegen der Art und Schwere ihrer Behin- 
derung die unentgeltliche Beförderung im Öffentli- 
chen Personenverkehr nicht in Anspruch nehmen 
können, erforderlich sei. Nach Auffassung der SPD 
sollte der nach geltendem Recht bestehende Aus- 
schluß gleichzeitiger Inanspruchnahme von unent- 
geltlicher Beförderung und Kraftfahrzeugsteuer- 
vergünstigung beibehalten werden. 

Der Ausschuß befaßte sich ferner eingehend mit 
den finanziellen Auswirkungen des Entwurfs. Zur 
Vermeidung einer Belastung des Bundeshaushalts 
noch in 1985 ist vorgesehen, Zahlungen an die Ver- 
kehrsträger für 1985 erst 1986 zu leisten, so daß in 
der Kostenübersicht für 1986 auch 1985 betreffende 


Zahlungen enthalten sind. Dies erklärt den für 1987 
im Vergleich zu 1986 um 10 Mio. DM geringeren 
Kostenansatz. Ferner ließ sich der Ausschuß über 
die Abrechnungsmodalitäten mit den Verkehrsträ- 
gern unterrichten. 

Des weiteren diskutierte der Ausschuß die Proble- 
me, die derzeit noch bei der Beförderung Schwerst- 
behinderter wie Rollstuhlfahrer und Liegend- 
kranke — auch wegen noch nicht gelöster Betriebs- 
sicherheitsfragen — bestehen. Es bestand Einigkeit 
darüber, daß die technischen Probleme bei der be- 
hindertengerechten Beförderung in diesem Gesetz- 
gebungsverfahren nicht gelöst werden könnten; 
dies sei vielmehr eine permanente Aufgabe. 

Der Ausschuß erörterte die Frage, ob die ebenfalls 
mit dem Haushaltsbegleitgesetz 1984 beschlossene 
Senkung der Mindestberechnungsgrundlage für 
Rentenversicherungsbeiträge der in geschützten 
Einrichtungen beschäftigten Behinderten von 
90v.H. auf 70v.H. der maßgeblichen Versicherten- 
entgelte im Rahmen dieses Gesetzgebungsverfah- 
rens wieder rückgängig gemacht werden könne. Die 
Fraktionen verwiesen auf ihre bereits bei der Bera- 
tung des Haushaltsbegleitgesetzes 1984 vorgetrage- 
nen unterschiedlichen Auffassungen. Die Fraktion 
der SPD machte deutlich, daß sie in dieser Maß- 
nahme eine der gravierendsten Härten für Behin- 
derte aus dem Haushaltsbegleitgesetz 1984 sehe, da 
auch nach langer Versicherungsdauer kein das 
Sozialhilfeniveau erreichender Rentenanspruch 
mehr erworben werde. Dieser Kritik schloß sich die 
Fraktion DIE GRÜNEN ausdrücklich an. Die Frak- 
tionen der CDU/CSU und FDP hielten die Beibehal- 
tung der Senkung der Bemessungsgrundlage bei 
den Rentenversicherungsbeiträgen für vertretbar. 
Das nunmehr zugrunde gelegte Entgelt werde auch 
von einem großen Teil der Vollzeitbeschäftigten 
nicht erreicht. Ferner seien Behinderte in Werkstät- 
ten mit Eintritt des Rentenfalls vielfach auf Heim- 
unterbringung angewiesen. Die damit verbundenen 
Kosten machten — wie im übrigen selbst bei Emp- 
fängern überdurchschnittlich hoher Ruhestandsbe- 
züge — die Inanspruchnahme der Sozialhilfe erfor- 
derlich. Die Fraktion DIE GRÜNEN kritisierte die 
mit der Heimunterbringung verbundenen Kosten 
als Verschiebung der Aufgaben zu Lasten der Trä- 
ger der Sozialhilfe. 


IV. 

Soweit die Einzelvorschriften des Gesetzentwurfs 
unverändert übernommen wurden, wird auf deren 
Begründung verwiesen. Zur Begründung der vom 
Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung vorgeschla- 
genen Änderungen und Ergänzungen von Einzelbe- 
stimmungen des Gesetzentwurfs ist folgendes zu 
bemerken: 

Zu Artikel 1 Nr. 1 Buchstabe b letzter Satz 

Die im Gesetzentwurf für „Härtefälle“ vorgesehene 
Erstattung der Eigenbeteiligung erfordert einq tat- 
bestandliche Aufzählung, unter welchen Umstän- 
den es sich um Härtefälle handelt, bedeutet im Ein- 
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zelfall eine verwaltungsaufwendige Entscheidung 
nach entsprechenden Untersuchungen und Ermitt- 
lungen der Behörden über das Vorliegen der Um- 
stände, die zur Begründung des Härtefalls geltend 
gemacht worden sind, und läßt befürchten, daß es 
wegen dieser Entscheidungen vielfach zu Rechts- 
streitigkeiten kommt. Um dies zu vermeiden, ist 
nunmehr eine Erstattungsregelung vorgesehen, die 
nicht mehr auf einen Härtefall abhebt. Allerdings 
wird die Erstattung auf Beträge von mindestens 
30 DM begrenzt, weil andernfalls die Verwaltungs- 
kosten über den Erstattungsbeträgen liegen wür- 
den. 

Diese Änderung gegenüber dem Gesetzentwurf be- 
ruht auf einem Änderungsantrag der Fraktionen 
der CDU/CSU und FDP, der mit den Stimmen der 
Mitglieder der Fraktionen der CDU/CSU und FDP 
sowie der Fraktion der SPD bei Stimmenthaltung 
der Mitglieder der Fraktion DIE GRÜNEN be- 
schlossen wurde. 

Zu Artikel 1 Nr. 1 Buchstabe c 

Nach dieser Neuregelung werden unentgeltliche 
Wertmarken auch an Heimbewohner ausgegeben, 
die zur Deckung ihres Lebensunterhalts Leistun- 
gen der Sozialhilfe erhalten. 


Diese Änderung gegenüber dem Entwurf geht auf 
Änderungsanträge der Fraktionen der CDU/CSU 
und FDP sowie der Fraktion der SPD zurück und 
wurde einmütig bei Stimmenthaltung der Mitglie- 
der der Fraktion DIE GRÜNEN beschlossen. 


Zu Artikel 2 Nr. 1 Buchstabe b 

Mit Rücksicht auf den derzeitigen Stand des Ge- 
setzgebungsverfahrens kann als Termin, bis zu dem 
ausgegebene Beiblätter und Wertmarken ihre Gül- 
tigkeit behalten, nicht mehr der 30. Juni 1985 vorge- 
sehen werden. Maßgeblich soll der Tag des Inkraft- 
tretens dieses Gesetzes sein. 


Zum Eingangssatz in Muster 6 zur Anlage 
des Gesetzentwurfs 

Die Änderung gegenüber dem Gesetzentwurf geht 
auf die Stellungnahme des mitberatenden Aus- 
schusses für Verkehr zurück und dient der Klarstel- 
lung. 

Sie wurde mit den Stimmen der Mitglieder der 
Fraktionen der CDU/CSU und FDP sowie der Frak- 
tion der SPD bei Stimmenthaltung der Mitglieder 
der Fraktion DIE GRÜNEN beschlossen. 


Bonn, den 12. Juni 1985 


Louven 

Berichterstatter 
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